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Bayer: Entlassungen und Stellenabbau verbieten! 


Unvorstellbare 55 Milliarden Euro haben 
die Großaktionäre von Bayer ausgege- 
ben, um den Konkurrenten Monsanto 
aufzukaufen. Und jetzt, ein halbes Jahr 
später, wagen sie es, 12.000 Arbeitende 
zu entlassen... „um zu sparen! 


Ja, da wird wochenlang über quasi 
nichts Anderes berichtet als darüber, 
wer die Wahl zum neuen CDU- 
Vorsitzenden gewinnt — und ob er oder 
sie nächster Bundeskanzler werden will. 
Doch währenddessen regieren die wah- 
ren Herrscher in dieser Gesellschaft 
seelenruhig weiter: Die Besitzer der 
Konzerne und Banken -— Kapitalisten, 
die niemand wählen oder kontrollieren 
kann, doch deren Entscheidungen tag- 
täglich das Leben und die Arbeitsbedin- 
gungen von Hunderttausenden bestim- 
men und zerstören können. 


Was heute bei Bayer passiert, zeigt er- 
neut, wie schädlich und parasitär ihre 
Herrschaft ist. 

Anlagen und Abteilungen sollen ge- 
schlossen werden, neben den 12.000 
Festangestellten sollen Arbeiter von 
Leih- und Subfirmen ihre Arbeit verlie- 
ren... während die übrigen noch mehr 
arbeiten müssen. Andere Beschäftigte 
sollen quer durch Deutschland versetzt 
werden. Wieder andere sollen verkauft 
werden — mit ungewisser Zukunft. Ins- 
gesamt sind über hunderttausend Men- 
schen, Arbeitende und ihre Familien, 
davon betroffen — in Deutschland und 
anderen Ländern. Und warum? 


Weil die Kapitalisten von Bayer durch 
den Kauf von Monsanto die Gewinne 
eines Konkurrenten einstreichen und 
„doppelt vorhandene“ Arbeitsplätze ein- 
sparen wollen. Und weil die Banken, die 
Bayer die Milliarden für diesen Kauf 
geliehen haben, Zinsen hierfür bekom- 
men - die die Bayer-Manager nun durch 
drastische Einsparungen bei den Arbei- 
tern eintreiben wollen. 


Ja, wenn die Kapitalisten heute giganti- 
sche Summen ausgeben, dann kaum 


noch für Investitionen in die Produktion 
oder gar für neue Fabriken, sondern für 
den Kauf anderer Firmen, bei dem so- 
gar noch Arbeitsplätze und Betriebe 
vernichtet werden. Und überhaupt für 
die Spekulation, in die alle Kapitalisten 
einen immer größeren Teil ihres Reich- 
tums stecken. 


Noch vor einem Jahr waren alle Speku- 
lanten begeistert über den Monsanto- 
Kauf und haben die Aktienkurse von 
Bayer in die Höhe getrieben. Doch nun 
bekommen sie kalte Füße. Die Kurse für 
Bayer-Aktien sind um 40% gefallen. Die 
weltwirtschaftliche Lage ist schlechter 
geworden, außerdem muss Bayer in 
den USA wohl Schadensersatz zahlen, 
weil das Monsanto-Produkt Glyphosat 
sehr wahrscheinlich Krebs verursacht. 
Die Aktionäre befürchten, dass die Ge- 
winne von Bayer nicht ausreichen, um 
Schulden und Schadensersatz zu zah- 
len und die Dividenden zu erhöhen. 


Auch jetzt ist der Aktienkurs noch höher, 
als er es bis vor wenigen Jahren jemals 
war. Das hindert die Bayer-Manager 
nicht daran, die fallenden Börsenkurse 
zu nutzen, um unter den Arbeitern die 
Angst zu schüren, Bayer stünde kurz 
vor dem Zusammenbruch — und so ihre 
Massenentlassungen zu rechtfertigen. 


Und um die Aktionäre zu beruhigen, 
verschärfen sie noch ihren Sparkurs. 
Sogar ein nagelneues, gerade erst für 
400 Millionen Euro gebautes Werk in 
Wuppertal soll jetzt wieder geschlossen 
werden, weil die erwartete Rendite nicht 
mehr hoch genug ist. Und ganze Berei- 
che wie die Tiermedizin sollen samt 
Beschäftigten verkauft werden. 


Was für eine kranke Gesellschaft, wo 
Arbeiter für das Spiel an der Börse in 
die Arbeitslosigkeit geschickt werden! 
Was für eine Verschwendung an Arbeit, 
an menschlicher Energie und an Reich- 
tum, wenn Kapitalisten ihre eigenen 
Fabriken zerstören, nur damit die Bör- 
senkurse steigen! 


Schon in Zeiten, wo für die Spekulanten 
alles gut läuft, ist es eine Katastrophe, 
dass die Kapitalisten immer unfassbare- 
re Summen in die Spekulation stecken — 
Summen, die damit den Betrieben und 
der Gesellschaft für nützliche Ausgaben 
entzogen werden, angefangen bei der 
Schaffung von Arbeitsplätzen. Schon 
dann ist es Wahnsinn, dass die Ent- 
scheidungen in einem Konzern mehr 
davon beherrscht werden, ob dadurch 
der Börsenkurs steigt, als davon, was 
für das Funktionieren des Betriebs am 
Nötigsten wäre. 

Und wenn sie sich verspekulieren und 
Kurse fallen, dann machen die Kapitalis- 
ten rücksichtslos und brutal alles, um 
den Verlust auf die Arbeitenden abzu- 
wälzen. Und jeder Beschäftigte kann 
davon betroffen sein. 


Den Festangestellten bei Bayer haben 
die Manager und auch die Betriebsrats- 
spitze jahrelang das Gefühl vermittelt, in 
einem großen Konzern wären sie in Si- 
cherheit. Sie wollten ihnen einreden, von 
der Existenzunsicherheit, die eine wach- 
sende Zahl an Arbeitern tagtäglich be- 
gleitet und die ihre befristeten und Leih- 
arbeits-Kollegen erleben, wären sie ver- 
schont. Doch in diesem System gibt es 
keine Sicherheit. Jeder — selbst Ingeni- 
eure und Chemiker von Bayer — können 
morgen auf der Straße stehen. 


Wir Arbeitenden können es uns nicht 
leisten, darauf zu hoffen, dass vielleicht 
alles halb so schlimm wird und der 
Kelch gerade an uns vorbeigeht. Ange- 
sichts der weltwirtschaftlichen Entwick- 
lung droht das, was heute nur einem 
Teil der Arbeitenden - oft dem ausge- 
beutetsten — widerfährt, ganz schnell 
das Los von uns allen zu werden. 


Und der erste Schritt besteht darin, sich 
bewusst zu werden, dass wir alle, egal 
wo wir arbeiten, unsere Existenzbedin- 
gungen mit Zähnen und Klauen gegen 
die kapitalistische Klasse werden vertei- 
digen und letztlich ihrer parasitären 
Herrschaft ein Ende setzen müssen. 


Frankreich: Die Protestbewegung der gelben Westen 


Seit vier Wochen gehen in Frankreich 
jeden Samstag 100.000 - 300.000 
„Gelbwesten“ auf die Straße. In vielen, 
vor allem mittleren und kleineren Städ- 
ten, besetzen Gruppen von ihnen täg- 
lich Kreisverkehre oder Mautstellen. 


Auslöser der Bewegung war die Ankün- 
digung Macrons, eine Zzu- 
sätzliche Steuer auf Diesel # 
einzuführen. Es war der 
Tropfen, der das Fass zum | 

Überlaufen gebracht hat: Wem 
Dass die Arbeiter immer be- f 
zahlen sollen, um überhaupt & 
zur Arbeit zu kommen - und # 
das, wo es jetzt schon vorne * 
und hinten nicht reicht. 


Schnell ging es nicht mehr NER FE 


nur um die eine Steuer, son- &% 
dern um die Kaufkraft allge- 5 
mein. Um die vielen Teilzeit- 
beschäftigen und Rentner, R 
die von 800 Euro leben und E 
davon noch Steuern zahlen. 


gebracht. Seit vier Wochen versucht er 
vergeblich, die Proteste zu beenden. 


Er hat versucht, sie zu ignorieren. Ver- 
geblich. Er hat versucht, sie als zerstö- 
rerische Wilde zu verleumden. Vergeb- 
lich. Konstant haben 70-80% der Bevöl- 
kerung die Bewegung unterstützt. 






westen: 


er vor wenigen Tagen eine Steuererhö- 
hung für Rentner zurückgezogen und 
einen staatlichen Zuschuss beim Min- 
destlohn versprochen. Er hofft, dadurch 
die Bewegung endgültig zu beruhigen. 
Doch nichts ist weniger sicher. Viele 
wollen weitermachen. Sie haben die 
Nase voll, sie wollen, dass sich endlich 
etwas an den täglich auslaugen- 
den Lebensbedingungen ändert. 
Und ihre Entschlossenheit hat 
bereits andere ermutigt: Seit an- 
=@ derthalb Wochen streiken und 
=== demonstrieren Schüler an hunder- 
ten Schulen im Land. 


In dieser „Ansteckungsgefahr“ 
an liegt das wichtigste Potential. Die 


#ı aufgrund ihrer Druckmittel, den 
we Straßenblockaden, schnell an 
SUR4 Grenzen. In ihr sind zwar viele 
Bass Iohnabhängige Arbeiter aktiv, aber 
nicht in den Betrieben und ohne 


Um all die Arbeiterfamilien, „Mehr Mindestlohn, mehr Rente, weniger Steuern oder: Rücktritt“ klare Forderungen als Arbeiter. 


die kaum mehr als den Min- 

destlohn verdienen und wo ab Mitte des 
Monats jeder Tag ein Kampf ist. Und 
die Arroganz der „Regierung der Rei- 
chen”, die die Vermögenssteuer ab- 
schafft, während sie der einfachen Be- 
völkerung immer mehr wegnimmt. 


Keine Partei oder Gewerkschaft hat 
diese Bewegung ins Leben gerufen. Sie 
ist von unten entstanden, und die Teil- 
nehmer organisieren sie selbst. Wäh- 
rend einer Blockade, bei Versammlun- 
gen oder über Facebook organisieren 
sie die Aktionen für die nächsten Tage. 
Viele Gelbwesten haben noch nie de- 
monstriert oder gestreikt und wehren 
sich zum ersten Mal, mit vielen gemein- 
sam. Während der vielen Stunden, in 
denen sie gemeinsam eine Straßenblo- 
ckade organisieren, lernen sie sich ken- 
nen, reden miteinander. Menschen 
bringen Essen und Trinken vorbei. Vie- 
le erleben zum ersten Mal die Kraft der 
Solidarität. 


Weil die Bewegung von unten entstan- 
den ist, gibt es auch keine vorherbe- 
stimmten Sprecher, die an Stelle der 
Protestierenden das Wort führen. Statt- 
dessen reden ganz normale Leute für 
die Bewegung — Menschen, die nie 
vorher in ihrem Leben Politik gemacht 
haben. Sie diskutieren im Fernsehen 
mit routinierten Journalisten oder Minis- 
tern der Regierungen. Und meist sind 
diese „einfachen Leute“ die Überzeu- 
genderen. 


Mit ihrer Entschlossenheit und Unbere- 
chenbarkeit hat die Bewegung den jun- 
gen und selbstsicheren Präsidenten 
Macron, der so arrogant versucht, die 
Interessen der Kapitalisten durchzuset- 
zen, in eine ernste Regierungskrise 


Er hat versucht, sie einzuschüchtern: 
Nachdem die Regierung tagelang vor 
der Gewalt der Gelbwesten gewarnt 
hat, um alle auf Schlimmes vorzuberei- 
ten, ist sie mit unglaublicher Brutalität 
und immensen Polizeiaufgeboten ge- 
gen die Protestierenden vorgegangen. 


Rentner und Verkäuferinnen, die zum 
ersten Mal in ihrem Leben demonstrier- 
ten, wurden von gepanzerten, schwer- 
bewaffneten Polizisten mit Tränengas- 
granaten angegriffen. Eine 80jährige, 
die ihre Fensterläden schließen wollte, 
starb an den Verletzungen durch eine 
solche Granate. 

150 Schülerinnen und Schüler mussten 
sich wie Kriegsgefangene hinknien, 
wurden mit Kabelbindern gefesselt und 
mussten so über Stunden ausharren. 
Doch alles vergeblich. Statt sie einzu- 
schüchtern, hat die Regierung die Wut 
und Entschlossenheit der Protestbewe- 
gung eher verstärkt. 


Macron hat versucht, über die sozialen 
Netzwerke „Anführer“ unter den Gelb- 
westen wählen zu lassen, um sie in den 
Präsidentenpalast einzuladen und mit 
ihnen zu „verhandeln“ — damit sie dann 
für ihn die Bewegung beenden. Doch 
statt sich darauf einzulassen, sind die 
Auserwählten lieber weiter demonstrie- 
ren und blockieren gegangen und ha- 
ben so den Druck auf die Regierung 
verstärkt. 


Und nachdem Macron anfangs erklärt 
hatte, er werde „von seiner Politik nicht 
abweichen”, ist er immer weiter zurück- 
gewichen. Nach zwei Wochen hat er 
die Steuererhöhung auf Diesel zurück- 
genommen. Und -— als die Bewegung 
trotzdem ungebrochen weiterging — hat 


Denn die Ursache für die wachsende 
Armut liegt nicht nur in Sprit- oder sons- 
tigen Steuern, sondern in den niedrigen 
Löhnen und daran, dass alle Preise 
unentwegt steigen. Die täglichen Exis- 
tenzsorgen der arbeitenden Bevölke- 
rung lassen sich daher nicht bekämp- 
fen, wenn sie auf 800 oder 1000 Euro 
Lohn etwas weniger Abgaben zahlen 
müssen. Ganz abgesehen davon, dass 
die Regierung Macron das, was sie der 
einfachen Bevölkerung jetzt weniger an 
Spritsteuer oder Steuer auf Renten 
stiehlt, stattdessen an anderer Stelle 
wegnehmen wird. 


Die arbeitende Bevölkerung kann sich 
nur vor der Verarmung schützen, wenn 
sie eine ernsthafte Erhöhung aller Löh- 
ne, Renten und Sozialhilfen erkämpft 
und deren automatische Koppelung an 
die Preise und Lebenshaltungskosten. 
Und dazu muss sie gegen die vorge- 
hen, die über ihre Löhne entscheiden: 
die Kapitalisten. 


Hierfür müssen die Arbeitenden dort 
mobilmachen, wo sie auf die Kapitalis- 
ten Druck ausüben und ihnen Angst 
einjagen können: in den Betrieben. Hier 
sind die Arbeitenden in einer Machtpo- 
sition. Denn ihre Arbeit ist die Grundla- 
ge für das Allerheiligste der Kapitalis- 
ten: ihren Profit. 


Die entscheidende Frage für die Zu- 
kunft der arbeitenden Bevölkerung wird 
sein, ob die Entschlossenheit und die 
Erfolge der Gelbwesten den Arbeiterin- 
nen und Arbeitern Mut und Hoffnung 
geben, sich nicht nur individuell in den 
Blockaden, sondern als soziale Klasse 
mit ihrer mächtigen Waffe in den Kampf 
zu werfen: dem Massenstreik. 


Ungarn: Orban gegen die Arbeiter — 
und für die deutschen Autobosse 


An die zehntausend Menschen haben am 
8.Dezember in Budapest gegen eine be- 
deutende Verschlechterung des Arbeits- 
gesetzes demonstriert, die sie 
„Sklavengesetz” nennen. 


Die rechtsextreme Regierung Orban will 
die Zahl der erlaubten Überstunden von 
250 auf 400 Stunden erhöhen. Arbeiter in 
Ungarn könnten damit de facto gezwun- 
gen werden, ein Jahr lang nicht mehr 
fünf, sondern sechs Tage 
pro Woche zu arbeiten! Und 
das zunächst umsonst. 

Denn die Überstunden, die 
nicht abgebaut wurden, 
müssen dann nicht mehr wie 
bisher nach einem Jahr, 
sondern erst nach drei Jah- 
ren bezahlt werden... wenn ’! 
der Betrieb dann überhaupt 
noch existiert. 


Es sind vor allem deutsche ' 
Firmen, die diese Reform gefordert ha- 
ben. Nicht weniger als 6.000 deutsche 
Firmen haben Produktionsstätten in Un- 
garn, um die niedrigen Löhne dort auszu- 
nutzen, darunter viele Autokonzerne und 
ihre Zulieferer: Daimler, Audi, Bosch, 
Schaeffler... 


Vor anderthalb Jahren ist Orban mit dem 
Versuch, die Arbeitszeit zu flexibilisieren, 
gescheitert. Nun versucht er es erneut. 
Denn diese Leute haben einen Plan. Frei- 
willig hören sie mit ihren Angriffen nie auf. 
Als der ungarische Außenminister dies 
Ende November in Düsseldorf Managern 
der nordrhein-westfälischen Automobil- 
branche verkündet hat, wurde ihm ent- 
sprechend begeistert applaudiert. 





Ja, Orban ist nationalistisch und fremden- 
feindlich, wenn es gegen Flüchtlinge 
geht, die mit leeren Händen dem Krieg 
und Elend entfliehen — doch er ist stets 
zu Diensten und hilfsbereit, wenn es sich 
bei diesen „Fremden“ um reiche Kapita- 
listen handelt. 


Österreich: „12 Stunden arbeiten — 
oder du wirst gekündigt“ 


Eine S56jährige Hilfsköchin, die seit 20 
Jahren für eine Wiener Restaurantkette 
arbeitet, wurde gekündigt: Sie hatte sich 
geweigert zu unterschreiben, dass sie 
künftig „freiwillig“ 12 Stunden am Stück 
arbeitet, wenn der Betrieb dies verlangt. 
Tausende andere Arbeiter in Österreich 
haben solche 12-Stunden-Verträge aus 
Angst unterschrieben. 


Bislang war es in Österreich (wie in 
Deutschland) verboten, länger als 10 
Stunden am Tag zu arbeiten. Doch An- 
fang September hat die Regierung (der 
rechtsextremen FPÖ und der konservati- 
ven ÖVP) ein Gesetz eingeführt, wonach 
Arbeiter „freiwillig“ 12 Stunden arbeiten 
dürfen. 


Die FPÖ hatte erklärt, dieses Gesetz er- 
öffne Unternehmern wie Arbeitern mehr 
Freiheiten. Die Arbeiter bräuchten sich 
nicht mehr von „starren Gesetzen“ bevor- 
munden lassen, sondern könnten selber 
entscheiden, wie viel sie arbeiten wollen. 


Tausende Arbeiter in Österreich haben 
jetzt erfahren, wie die Wahrheit aussieht. 
Solange nämlich Unternehmer über un- 
sere Arbeitsplätze entscheiden, gibt es 
keine Freiwilligkeit. Jedes Gesetz, dass 
den Unternehmern mehr Freiheiten er- 
laubt, bedeutet automatisch neue Ver- 
schlechterungen für die Arbeiter. 


KAKKKK 


Trotz all der bekannt gewordenen Fälle, 
in denen die Arbeiter zu 12-Stunden- 
Arbeit gezwungen werden, rechtfertigt die 
FPÖ ihr Gesetz weiterhin. Schließlich, so 
erklärt sie, könnten die Arbeiter ja Anzei- 
ge erstatten. Ja, theoretisch können sie 
das. Mit dem Ergebnis, dass sie dann 
ihre Arbeit verlieren, während die Unter- 
nehmer ein Bußgeld von ganzen... 72 
Euro zahlen müssen! 


Auch wenn sich die rechtsextremen Par- 
teien vor den Wahlen so gerne als „Partei 
der kleinen Leute” darstellen: spätestens 
an der Regierung zeigen sie ihr offen 
arbeiterfeindliches Gesicht. 


Wirtschaftswachstum 
für den Krieg 


Im letzten Jahr ist die weltweite Pro- 
duktion von Rüstungsgütern zum dfrit- 
ten Mal in Folge gestiegen. Für 350 
Milliarden Euro haben die Rüstungs- 
konzerne im letzten Jahr Waffen- und 
Militärdienste verkauft. Das ist fast dop- 
pelt so viel wie vor 15 Jahren. Auch die 
deutschen Rüstungskonzerne Rhein- 
metall, ThyssenKrupp, Krauss-Maffei 
und Hensoldt haben ihre Waffenher- 
stellung im letzten Jahr um 10% gestei- 
gert. 


Wie viel Geld, Material, Arbeitskraft und 
Intelligenz wird in die Erfindung von 
Mord und Zerstörung gesteckt, weil sie 
Profit einbringt! Man braucht sich nur 
die aktuellen Schreckensbilder aus 
dem Jemen anzuschauen, um zu Se- 
hen, was diese Waffen anrichten. 


Der weltweite Anstieg der Rüstungs- 
produktion ist ein bedrohliches Zei- 
chen. Denn er bedeutet, dass alle 
Staaten massiv aufrüsten - allen voran 
die größten und mächtigsten: USA, 
Deutschland, Frankreich, Russland, 
China.. 

Gleichzeitig wird der Ton zwischen die- 
sen Großmächten immer rauer. Es gibt 
politische Spannungen, Handelskrie- 
ge... Und das militärische Hochrüsten 
macht deutlich, dass die Herrscher sich 
vorstellen können, dass aus ihren politi- 
schen und Handelskriegen irgendwann 
wieder schlichtweg Krieg wird. 


Ein mörderisches Tempo 


— nicht nur für Patienten 


In den letzten 10 Jahren hat die Zahl 
der Arbeitsunfälle im Gesundheits- und 
Pflegebereich um fast 50% zugenom- 
men — von 74.321 auf 111.432! 


Beschäftigte im ambulanten Pflege- 
dienst bauen Autounfälle, weil sie von 
einem Patienten zum nächsten hetzen 
müssen. Altenpflegerinnen hetzen die 
Treppe runter und fallen, weil sie 
nachts zwei Etagen auf einmal be- 
treuen müssen. Ärzte werfen in Hektik 
die benutzten Spritzen in den falschen 
Mülleimer — und die Putzfrauen greifen 
in die Spritzen, wenn sie die Eimer lee- 
ren. 


Der wahnsinnige Personalmangel ist 
nicht nur unmenschlich, er ist eine Ge- 
fahr für die Gesundheit... von Beschäf- 
tigten wie Patienten. 


Deutsche Bahn: 
Die Arbeiter haben die 
Faxen dicke 


In weiten Teilen Deutschlands fuhr am 
10. Dezember vier Stunden lang kein 
einziger Zug: Mit einem solchen Erfolg 
hatte selbst die Bahn-Gewerkschaft EVG 
nicht gerechnet, als sie kurzfristig zu die- 
sem Warnstreik für mehr Lohn und Ur- 
laub aufgerufen hat. 


Zigtausende Arbeiter der Deutschen 
Bahn - Arbeiter der Stellwerke, Werkstät- 
ten und Reisecentren, Zugbegleiter, Rei- 
nigungs- und Sicherheitskräfte — beteilig- 
ten sich an den Warnstreiks. 


Viele haben schlichtweg die Nase voll. 
Die jahrelangen Einsparungen und der 
damit verbundene Personalabbau ma- 
chen die Arbeitsbedingungen überall im- 
mer schlechter und chaotischer: Schicht- 
pläne, die sich ständig ändern und wo 
man kurzfristig „einspringen“ soll. Reise- 
center und Infopoints mit langen Schlan- 
gen von Kunden, die ihren Zug erreichen 
wollen — und nur zwei Beschäftigte, um 
sich um alle zu kümmern. Fehlende Re- 
serven an Zügen, an Teilen und Material, 
sodass Reparaturen fast nur noch unter 
Zeitdruck mehr schlecht als recht ge- 
macht werden. Es sind dieselben Spar- 
maßnahmen, unter denen auch die Fahr- 
gäste leiden. 


Anders als die Gewerkschaft der Lokfüh- 
rer hatte die EVG zum ersten Mal seit 
2010 zu einem bundesweiten Warnstreik 
aufgerufen. Für viele war es seit Jahren 
die erste Gelegenheit, ihrer Wut kollektiv 
Ausdruck zu verleihen. 


Sie konnten dabei erleben, wie viele den- 
selben Unmut teilen und vor allem, welch 
ein Machtmittel sie mit dem Streik in ihren 
Händen halten — eine Waffe, mit der sie 
nicht nur ihre Empörung über Sparpläne 
und Personalabbau ausdrücken, sondern 
diese auch bekämpfen können. 


Wollen Sie uns erreichen? 


DAS ROTE TUCH - 
Postfach 10 08 02 - 45008 Essen 


E-Mail: das-rote-tuch@gmx.de 
Telefon: 0151-55570980 
www.bund-revolutionaerer-arbeiter.org 


Das Rote Tuch kann man auch abonnieren: 
für 13 € pro Jahr! 





Real: Proteste gegen 23% weniger Lohn 


Ende November haben über 3.000 Be- 
schäftigte von Real vor der Firmenzent- 
rale in Düsseldorf demonstriert, um ge- 
gen einen krassen Angriff auf ihre Löhne gg 
zu protestieren. Im Frühjahr hat Real 
den Tarifvertrag mit der Gewerkschaft 
ver.di gekündigt. Seither bekommen alle "rss 
neu Eingestellten 23% weniger Lohn — a Er en. 
und damit kaum mehr als den Mindest- ff En 
Iohn! 


sammengekommen. Einige sind schon 
um 2 Uhr morgens aus Passau losge- 


Die ersten Opfer waren die 4.500 Befris- 
teten. Sie wurden alle entlassen, und an 
ihrer Stelle neue Befristete eingestellt, 
die jetzt nur noch die Niedriglöhne be- 
kommen. 

Nun will der Metro-Konzern die Real- 
Märkte auch noch verkaufen — und allen 
ist klar, dass damit allen Beschäftigten 
neue Angriffe drohen. 





Und es hat vielen Mut gegeben zu se- 
hen, dass nicht nur sie und ein paar Kol- 
leginnen in ihrer Filiale, sondern mehre- 
re tausend Real-Arbeiterinnen nicht still- 
schweigend hinnehmen wollen, dass 
ihre Arbeits- und Lebensbedingungen 
noch weiter verschlechtert werden. 


Im Alltag sind die Real-Arbeiterinnen 
über ganz Deutschland verstreut, je 50- 
100 Kolleginnen in einer Stadt. In Düs- 
seldorf sind sie aus vielen Filialen zu- 


Gegen die alltägliche Gewalt gegen Frauen 


114.000 Frauen haben im letzten Jahr Hilfe gesucht, weil sie von ihren Partnern be- 
droht, zu Hause eingesperrt, misshandelt oder missbraucht wurden. Noch viel höher 
ist die Zahl derjenigen Frauen, die dasselbe erleben, aber darüber schweigen. Schät- 
zungen zufolge erlebt jede dritte Frau in Deutschland häusliche Gewalt. Und einige 
überleben es nicht: Jeden zweiten bis dritten Tag wurde 2017 eine Frau von ihrem 
Partner ermordet! 

Ja, entgegen aller absurden Propaganda der AfD und extremen Rechten, dass man 
sich als Frau nicht mehr auf die Straße trauen könne, besteht das größte Risiko für 
Frauen, Gewalt oder sexuellen Missbrauch zu erfahren, in ihren eigenen vier Wän- 
den. 

Der Sozialist August Bebel schrieb vor fast 150 Jahren, dass man den Entwicklungs- 
stand einer Gesellschaft an der Stellung erkennen kann, die die Frauen in ihr haben. 
Die Tatsache, dass Unterdrückung und Gewalt gegen die Hälfte der Menschheit 
noch immer alltäglich ist und schlicht hingenommen wird, sagt sehr viel darüber aus, 
wie wenig entwickelt diese Gesellschaft im Jahr 2018 ist. 


Auch Kramp-Karrenbauer macht Politik für die 


Kapitalisten -— aber man sieht es nicht direkt 


Wenn auch mit einer knappen Mehrheit hat Kramp-Karrenbauer sich also schließlich 
gegen ihren Konkurrenten Merz durchgesetzt und ist neue Parteivorsitzende. Auch 
in allen Umfragen an der Parteibasis lag sie vorne. Vielen CDU-Anhängern war 
Friedrich Merz wohl doch zu krass, mit seinen zwei Privatjets, seinem Millionen- 
Einkommen und seinem Posten als Aufsichtsratschef bei Blackrock — dem milliar- 
denschweren Finanzfond und Großaktionär von tausenden Konzernen. Es war zu 
offensichtlich, dass er die Interessen des großen Kapitals vertritt. Wo doch die Auf- 
gabe der herrschenden Politiker gerade darin besteht, das zu vertuschen. 


Allerdings sollten wir uns nicht täuschen lassen: Egal wie unterschiedlich eine Kramp 
-Karrenbauer, ein Merz und ein Spahn sind, alle drei wollen im Sinne der Kapitalis- 
ten, der Reichsten regieren. Sie wollen deren Wünsche und Politik durchsetzen, an- 
gefangen bei der Rente und Steuersenkungen für Konzerne — und dies am besten 
so, dass es in der Bevölkerung wenig Empörung und Widerstand hervorruft. Für die- 
sen Zweck ist die diskrete Kramp-Karrenbauer sicher besser geeignet als ein Merz. 


